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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS 

• Gründe und Ziele des Vorschlags 

Seit die ersten Fälle von COVID-19 aufgetreten sind, arbeitet die Europäische Union 
unermüdlich daran, die Mitgliedstaaten und ihre Bürgerinnen und Bürger bei der Bewältigung 
der Krise zu unterstützen. Die Kommission hat ihr allgemeines Frühwarnsystem „ARGUS“ 
für die Krisenkoordinierung aktiviert, und der Krisenkoordinierungsausschuss trifft 
regelmäßig zusammen, um die Maßnahmen der einschlägigen Abteilungen und Dienststellen 
der Kommission und der EU-Agenturen zu koordinieren. Außerdem hat die Kommission 
einen Krisenstab eingesetzt, der auf politischer Ebene die Koordinierung übernimmt. Dieser 
Stab setzt sich aus den fünf Kommissionsmitgliedern zusammen, die für die von der Krise am 
stärksten betroffenen Politikbereiche zuständig sind. Nach den Videokonferenzen der EU-
Führungsspitzen vom 10., 17. und 26. März 2020 hat die Kommission ihre Anstrengungen zur 
Bekämpfung des COVID-19-Ausbruchs an allen Fronten weiter intensiviert. Am 13. März 
2020 veröffentlichte sie eine Mitteilung an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, 
den Rat, die Europäische Zentralbank, die Europäische Investitionsbank und die Euro-Gruppe 
(„Die koordinierte wirtschaftliche Reaktion auf die COVID-19-Pandemie“). Im Bereich 
Wirtschaft hat die Kommission die „Investitionsinitiative zur Bewältigung der Coronakrise“ 
vorgeschlagen, um durch einen flexiblen Einsatz der EU-Strukturfonds auf den dringlichen 
Handlungsbedarf in den am stärksten gefährdeten Bereichen wie dem Gesundheitswesen, bei 
KMU und auf den Arbeitsmärkten zu reagieren und den am heftigsten betroffenen Gebieten 
und den Bürgerinnen und Bürgern zu helfen. Der Vorschlag wurde inzwischen angenommen, 
die entsprechende Regelung trat am 30. März in Kraft. Die Kommission hat ferner einen 
vorübergehenden Unionsrahmen für staatliche Beihilfen angenommen, der es den 
Mitgliedstaaten ermöglicht, zur Unterstützung ihrer Volkswirtschaften die in den 
Beihilfevorschriften vorgesehene Flexibilität voll auszuschöpfen. Zudem hat sie den Rat 
aufgefordert, dafür zu sorgen, dass die Unionsorgane die allgemeine Ausweichklausel des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts aktivieren; die Unionsorgane werden diese Klausel im 
Rahmen der Unionsstrategie zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie durch rasche, 
energische Maßnahmen und eine koordinierte Fiskalpolitik anwenden. 

Die Krise, mit der wir aufgrund der COVID-19-Pandemie konfrontiert sind, verursacht nicht 
nur großes menschliches Leid, sondern wirkt sich auch in sozioökonomischer Hinsicht 
äußerst nachteilig aus. Daher ist es von entscheidender Bedeutung, dass die Union und ihre 
Mitgliedstaaten entschlossen, kollektiv und im Geiste der Solidarität handeln, um die 
Ausbreitung des Virus einzudämmen, den Patienten zu helfen und wirtschaftliche Schäden 
sowie negative sozioökonomische Auswirkungen abzufedern. Im Rahmen dieser 
gemeinsamen koordinierten Reaktion wurde auch der Vorschlag der Kommission zur 
Ausweitung des Anwendungsbereichs des Solidaritätsfonds der Europäischen Union (EUSF) 
auf Notlagen größeren Ausmaßes im Bereich der öffentlichen Gesundheit und zur Festlegung 
spezifischer Maßnahmen, die für eine Finanzierung infrage kommen, verabschiedet; dies ist 
ein klares Zeichen für die große Solidarität der Union mit den Mitgliedstaaten bei der 
Bewältigung dieser Krise.  

Wie in der Mitteilung vom 13. März 2020 angekündigt, ist die Union bereit, die 
Mitgliedstaaten so gut wie möglich zu unterstützen, um Auswirkungen auf die Beschäftigung 
und auf besonders stark betroffene Sektoren abzumildern. Das dem Rat vorgeschlagene neue 
Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von 
Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Krise (Support mitigating Unemployment Risks in 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=RAG&code2=EUROGR&gruppen=&comp=


 

DE 2  DE 

Emergency, SURE) ist ein ergänzendes befristetes Instrument, das finanziellen Beistand in 
Höhe von bis zu 100 Mrd. EUR in Form von Darlehen der Union an die betroffenen 
Mitgliedstaaten ermöglicht. Um die Vereinbarkeit der aus diesen Unionsdarlehen 
resultierenden Eventualverbindlichkeit mit den Haushaltsvorgaben der EU zu gewährleisten, 
sind Garantien der Mitgliedstaaten für den Unionshaushalt in Höhe von 25 % der gewährten 
Darlehen vorgesehen, wobei die Aufschlüsselung auf die einzelnen Mitgliedstaaten 
entsprechend ihrem Anteil am Bruttonationaleinkommen der Union erfolgt. SURE wird eine 
zusätzliche finanzielle Unterstützung darstellen, die die nationalen Maßnahmen und die 
regulären Zuschüssen, die im Rahmen des Europäischen Sozialfonds für ähnliche Zwecke 
gewährt werden, ergänzt.  

Das SURE-Instrument sollte Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen, die erhebliche 
Finanzmittel mobilisieren müssen, um die wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen des 
COVID-19-Ausbruchs auf ihrem Hoheitsgebiet einzudämmen. SURE ist ein weiterer 
konkreter Ausdruck der Solidarität in der Union. Die Mitgliedstaaten unterstützen sich 
gegenseitig über die Union; die zusätzlichen Finanzmittel werden in Form von Darlehen 
bereitgestellt. Das SURE-Instrument ermöglicht einen finanziellen Beistand für 
Mitgliedstaaten, die ihre öffentlichen Ausgaben sehr kurzfristig hochfahren müssen, um 
Arbeitsplätze zu erhalten. Es wird als zweite Verteidigungslinie dienen, 
Kurzarbeitsregelungen und ähnliche Maßnahmen unterstützen und den Mitgliedstaaten dabei 
helfen, Arbeitsplätze und damit Arbeitnehmer und Selbstständige vor dem Risiko von 
Arbeitslosigkeit und Einkommensverlusten zu schützen. Kurzarbeitsregelungen sind 
öffentliche Programme, die es Unternehmen, die in wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten 
sind, ermöglichen, die Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden vorübergehend herabzusetzen; 
ihre Beschäftigten erhalten für die nicht geleisteten Arbeitsstunden eine staatliche 
Einkommensunterstützung. Ähnliche Regelungen gibt es in Form eines Einkommensersatzes 
für Selbstständige in Notsituationen. Die Unterstützung von Mitgliedstaaten durch dieses 
Instrument sollte unter anderem davon abhängig gemacht werden, ob die tatsächlichen und 
möglicherweise auch die geplanten öffentlichen Ausgaben zur Erhaltung von Arbeitsplätzen 
infolge des Ausbruchs von COVID-19 unvermittelt und heftig angestiegen sind und ob ein 
unmittelbarer Zusammenhang mit in Reaktion auf die Krise eingeführten oder erweiterten 
Kurzarbeitsregelungen und anderen ähnlichen Maßnahmen besteht. 

SURE ist als Darlehenssystem auf der Grundlage von Garantien der Mitgliedstaaten 
konzipiert. Dieses System wird es der Union ermöglichen, 

(1) das Volumen der Darlehen zu erhöhen, die Mitgliedstaaten, die im Rahmen 
von SURE finanziellen Beistand beantragen, erhalten können; 

(2) sicherzustellen, dass die aus dem Instrument resultierende 
Eventualverbindlichkeit für die Union mit den Haushaltsvorgaben der Union 
vereinbar ist. 

Damit das Instrument seinen Zweck erfüllt, müssen die Mitgliedstaaten der Union 
glaubwürdige, unwiderrufliche und unmittelbar abrufbare Garantien entsprechend ihrem 
Anteil am Bruttonationaleinkommen der Union zur Verfügung stellen. Durch das System der 
Garantien wird vermieden, dass die Mitgliedstaaten vorab Bareinzahlungen leisten müssen, 
und trotzdem die nötige Bonitätsverbesserung erzielt, um ein hohes Kreditrating zu 
gewährleisten und den Unionshaushalt zu schützen.  

Ergänzend zu den Garantien der Mitgliedstaaten sind zur Gewährleistung der finanziellen 
Solidität der Regelung weitere Sicherungen eingebaut: 

 ein strenges, konservatives Konzept für das Finanzmanagement; 
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 eine Strukturierung des Darlehensportfolios, die das Konzentrationsrisiko, das 
Risiko auf Jahressicht und ein übermäßiges Risiko gegenüber einzelnen 
Mitgliedstaaten begrenzt und gleichzeitig sicherstellt, dass den Mitgliedstaaten 
mit dem höchsten Bedarf ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt werden 
können; 

 Möglichkeiten für einen Roll-over. 

• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Bereich 

Der vorliegende Vorschlag ergänzt ein anderes Rechtsinstrument der Union zur Unterstützung 
der Mitgliedstaaten in Notfällen, nämlich die Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 des Rates vom 
11. November 2002 zur Errichtung des Solidaritätsfonds der Europäischen Union (im 
Folgenden „Verordnung (EG) Nr. 2012/2002“). Die Verordnung (EU) 2020/461 des 
Europäischen Parlaments und des Rates, durch die dieses Instrument geändert wurde, um 
seinen Anwendungsbereich auf Notlagen größeren Ausmaßes im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit auszuweiten und spezifische Maßnahmen festzulegen, die für eine Finanzierung 
in Frage kommen, wurde am 30. März angenommen.   

 Beim EUSF handelt es sich um ein ständiges Instrument, SURE wäre dagegen befristet. 
Zudem ist SURE in seinem geografischen Geltungsbereich auf die Mitgliedstaaten beschränkt 
und erstreckt sich nicht auf Länder, die sich in Beitrittsverhandlungen befinden. In 
thematischer Hinsicht entsprechen sich die beiden Instrumente dagegen: Sie dienen der 
Bewältigung größerer Krisen infolge von Bedrohungen der öffentlichen Gesundheit, wobei 
der EUSF dauerhaft eingesetzt werden kann, während das SURE-Instrument auf den 
besonderen Fall des COVID-19-Ausbruchs beschränkt ist. Ein weiterer Unterschied besteht 
darin, dass der EUSF eine zuschussbasierte Finanzierung bietet und Vorschusszahlungen 
ermöglicht. Das SURE-Instrument basiert dagegen auf Darlehen. 

Ein finanzieller Beistand der Union im Rahmen des SURE-Instruments setzt einen 
entsprechenden Vorschlag der Kommission an den Rat voraus. Der betreffende Mitgliedstaat 
müsste vorher um einen solchen Beistand ersuchen. Bevor der Rat einen finanziellen Beistand 
durch das SURE-Instrument gewährt, sollte die Kommission mit dem betreffenden 
Mitgliedstaat Rücksprache halten, um zu bewerten, wie unvermittelt und heftig die 
(tatsächlichen oder erwarteten) öffentlichen Ausgaben für den Schutz von Arbeitsplätzen 
angestiegen sind. Der Mitgliedstaat sollte bei der Beantragung von Unterstützung diesen 
unvermittelten und heftigen Anstieg der tatsächlichen und möglicherweise auch der geplanten 
Ausgaben belegen. Wenn die Bedingungen des Instruments erfüllt sind, erlässt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit einen Durchführungsbeschluss zur Genehmigung des finanziellen 
Beistands. Die Kommission und der begünstigte Mitgliedstaat schließen eine 
Darlehensvereinbarung. Die Prüfung der unvermittelt gestiegenen Ausgaben beschränkt sich 
auf infolge des COVID-19-Ausbruchs ergriffene öffentliche Sofortmaßnahmen des 
Beschäftigungsschutzes. Die gewährten Darlehen werden dazu beitragen, dass die 
Mitgliedstaaten die gestiegenen öffentlichen Ausgaben für Kurzarbeitsregelungen und 
ähnliche Maßnahmen einfacher finanzieren können, und ihnen dabei helfen, Arbeitsplätze und 
somit Arbeitnehmer und Selbstständige vor dem Risiko von Arbeitslosigkeit und 
Einkommensverlusten zu schützen.  

• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen 

Der Vorschlag ist Teil einer Reihe von Maßnahmen wie die „Investitionsinitiative zur 
Bewältigung der Coronakrise“, die in Reaktion auf die COVID-19-Pandemie ergriffen 
wurden, und ergänzt andere beschäftigungsfördernde Instrumente wie den Europäischen 
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Sozialfonds und den Europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI)/InvestEU. 
Dabei wird eine Technik genutzt, die die Union bereits in der letzten Finanzkrise beim 
Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) eingesetzt hat, um Mitgliedstaaten, 
die durch ein außergewöhnliches Ereignis, das sich ihrer Kontrolle entzieht, von 
Schwierigkeiten betroffen oder bedroht sind, kurzfristig finanzielle Unterstützung der Union 
zu gewähren; eine weitere Grundlage bietet der in der Haushaltsordnung von 2018 
vorgesehene neue Rahmen für die Verwaltung von Eventualverbindlichkeiten.  Das 
Instrument unterstützt Mitgliedstaaten in diesem besonderen Fall des COVID-19-Ausbruchs 
durch Anleihe- und Darlehenstransaktionen und könnte so als zweite Verteidigungslinie 
genutzt werden, um Kurzarbeitsregelungen und ähnliche Maßnahmen zu finanzieren, die dazu 
beitragen, Arbeitsplätze und somit Arbeitnehmer und Selbstständige vor dem Risiko der 
Arbeitslosigkeit zu schützen.  

Dieses befristete Instrument sollte unbeschadet der möglichen Schaffung eines dauerhaften 
Instruments auf einer anderen Rechtsgrundlage des AEUV als Notfall-Operationalisierung 
einer europäischen Arbeitslosenrückversicherungsregelung vor dem spezifischen Hintergrund 
der COVID-19-Krise gesehen werden. 

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT 

• Rechtsgrundlage 

Die Rechtsgrundlage dieses Instruments bildet Artikel 122 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). Es stützt sich sowohl auf Absatz 1 als auch 
auf Absatz 2 von Artikel 122 AEUV.  

Der Ausbruch von COVID-19 ist ein plötzliches und außergewöhnliches Ereignis mit 
massiven Auswirkungen auf die Wirtschaftssysteme der Mitgliedstaaten, das eine kollektive 
Reaktion im Geiste der Solidarität erfordert. Die Schaffung des Garantiesystems auf der 
Grundlage freiwilliger Beiträge der Mitgliedstaaten an die Union zur Unterlegung des 
finanziellen Beistands im Rahmen des SURE-Instruments beruht auf Artikel 122 
Absatz 1 AEUV. Das heißt, die Mitgliedstaaten würden im Geiste der Solidarität Maßnahmen 
ergreifen, die der beispiellosen Wirtschaftslage infolge des Ausbruchs von COVID-19 
angemessen sind. Artikel 122 Absatz 1 AEUV ist somit die richtige Rechtsgrundlage für die 
Garantieregelung zur Unterlegung des SURE-Instruments. 

Die Organisation und Verwaltung der Darlehensregelung stützt sich auf Artikel 122 
Absatz 2 AEUV, wonach der Rat einem Mitgliedstaat, der aufgrund von Naturkatastrophen 
oder außergewöhnlichen Ereignissen, die sich seiner Kontrolle entziehen, von 
Schwierigkeiten betroffen oder von gravierenden Schwierigkeiten ernstlich bedroht ist, auf 
Vorschlag der Kommission befristet und ad hoc einen finanziellen Beistand der Union 
gewähren kann. Dies wäre die Rechtsgrundlage für die Darlehenskomponente des SURE-
Instruments.  

Artikel 122 Absatz 2 AEUV wurde bisher einmal angewandt. Während der Finanzkrise diente 
er als Rechtsgrundlage für die Einführung eines befristeten Europäischen 
Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) zur Unterstützung von Mitgliedstaaten, die 
aufgrund drastisch gestiegener Finanzierungskosten nur noch einen beschränkten oder gar 
keinen Zugang zum Markt mehr hatten. Die Union hat dieses Instrument genutzt, um Irland 
und Portugal Darlehen und Griechenland eine Brückenfinanzierung zu gewähren.  
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Artikel 122 Absatz 2 AEUV kann bei jeder außergewöhnlichen Krisensituation genutzt 
werden und ist nicht auf Finanz- oder Finanzstabilitätskrisen beschränkt. Der Rat verfügt bei 
der Beurteilung, ob die Voraussetzungen dieser Rechtsgrundlage erfüllt sind, über einen 
weiten Ermessensspielraum. Bei den Mitgliedstaaten, die von der starken Bedrohung der 
öffentlichen Gesundheit durch den COVID-19-Ausbruch und dessen wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen am stärksten betroffen sind, sind diese Voraussetzungen eindeutig gegeben. 

• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)  

Der Vorschlag zielt darauf ab, Mitgliedstaaten, die aufgrund des außergewöhnlichen 
Ereignisses des COVID-19-Ausbruchs von einer schwerwiegenden wirtschaftlichen Störung 
betroffen sind, zu unterstützen und durch einen finanziellen Beistand der Union in Form 
befristeter Darlehen die Solidarität Europas mit diesen stark betroffenen Mitgliedstaaten unter 
Beweis zu stellen. Ein solcher finanzieller Beistand dient als zweite Verteidigungslinie zur 
befristeten Unterstützung der gestiegenen öffentlichen Ausgaben für Kurzarbeitsregelungen 
und ähnliche Maßnahmen, um den Regierungen zu helfen, Arbeitsplätze und somit 
Arbeitnehmer und Selbstständige vor dem Risiko von Arbeitslosigkeit und 
Einkommensverlusten zu schützen. 

Eine solche Unterstützung würde der betroffenen Bevölkerung helfen, zu einer raschen 
Rückkehr zu normalen Lebensbedingungen in den betroffenen Regionen beitragen und die 
direkten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen der aktuellen COVID-19-
Krise abmildern.  

• Verhältnismäßigkeit 

Der Vorschlag entspricht dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Er geht nicht über das zur 
Erreichung der mit dem Instrument verfolgten Ziele erforderliche Maß hinaus.  

• Wahl des Instruments 

Dieser Rechtsakt wird in Form einer Verordnung erlassen, da durch ihn ein neues 
spezifisches, befristetes Instrument geschaffen wird, das von jedem Mitgliedstaat genutzt 
werden könnte; er muss in allen seinen Teilen verbindlich sein und unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat gelten. Auch in der Finanzkrise wurde eine Verordnung des Rates über die 
finanzielle Unterstützung von Mitgliedstaaten nach Artikel 122 Absatz 2 AEUV als 
Instrument gewählt, um Verfahren und Praktiken für die Erstellung und Bewertung der 
Anträge der betreffenden Mitgliedstaaten festzulegen und die finanzielle Unterstützung rasch 
und wirksam umzusetzen. Eine Verordnung stellt zudem sicher, dass ein angemessener und 
kohärenter Rahmen für nachfolgende Durchführungsbeschlüsse des Rates zur Gewährung 
einer finanziellen Unterstützung für Mitgliedstaaten gegeben ist. Eine für alle Mitgliedstaaten 
geltende Verordnung ist auch das am besten geeignete Rechtsinstrument, um das der 
Darlehensvergabe im Rahmen des SURE-Instruments zugrundeliegende Garantiesystem, das 
auf freiwilligen Beiträgen aller Mitgliedstaaten beruht, zu organisieren.  

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER 

INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG 

• Konsultation der Interessenträger 

Aufgrund der Dringlichkeit des Vorschlags, der rechtzeitig vom Rat angenommen werden 
muss, konnte keine Konsultation der Interessenträger durchgeführt werden. 
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• Folgenabschätzung 

Aufgrund der Dringlichkeit des Vorschlags wurde keine Folgenabschätzung durchgeführt. 

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT 

Die Kommission sollte die Möglichkeit haben, auf den Finanzmärkten Anleihen mit dem Ziel 
der Weitergabe an den Mitgliedstaat, der finanziellen Beistand im Rahmen des SURE-
Instruments beantragt, auszugeben.  

SURE ist als Darlehenssystem auf der Grundlage von Garantien der Mitgliedstaaten mit 
einem Volumen von bis zu 100 Mrd. EUR konzipiert. Dieses System wird es der Union 
ermöglichen, 

(1) das Volumen der Darlehen zu erhöhen, die Mitgliedstaaten, die im Rahmen von 
SURE finanziellen Beistand beantragen, erhalten können; 

(2) sicherzustellen, dass die aus dem Instrument resultierende Eventualverbindlichkeit 
für die Union mit den Haushaltsvorgaben der Union vereinbar ist. 

 
Damit das Instrument seinen Zweck erfüllt, müssen die Mitgliedstaaten der Union 
glaubwürdige, unwiderrufliche und unmittelbar abrufbare Garantien entsprechend ihrem 
Anteil am Bruttonationaleinkommen der Union zusagen. Durch das System der Garantien 
wird vermieden, dass die Mitgliedstaaten vorab Bareinzahlungen (eingezahltes Kapital) 
leisten müssen, und gleichzeitig für die nötige Bonitätsverbesserung gesorgt, um ein hohes 
Kreditrating zu gewährleisten und den Unionshaushalt zu schützen.  

Ergänzend zu den Garantien der Mitgliedstaaten sind zur Gewährleistung der finanziellen 
Solidität der Regelung weitere Sicherungen eingebaut: 

 ein strenges, konservatives Konzept für das Finanzmanagement; 

 eine Strukturierung des Darlehensportfolios, die das Konzentrationsrisiko, das 
Risiko auf Jahressicht und ein übermäßiges Risiko gegenüber einzelnen 
Mitgliedstaaten begrenzt und gleichzeitig sicherstellt, dass den Mitgliedstaaten 
mit dem höchsten Bedarf ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt werden 
können; 

 Möglichkeiten für einen Roll-over. 

5. WEITERE ANGABEN 

• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags 

Artikel 1 der vorgeschlagenen Verordnung des Rates sieht die Schaffung des Europäischen 
Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von 
Arbeitslosigkeitsrisiken in der durch den COVID-19-Ausbruch verursachten Krise (SURE) 
vor. Angesichts der gewählten Rechtsgrundlage würde es sich um ein befristetes Ad-hoc-
Instrument handeln. Es würde Mitgliedstaaten, die aufgrund des außergewöhnlichen 
Ereignisses des COVID-19-Ausbruchs von einer schwerwiegenden wirtschaftlichen Störung 
betroffen sind, finanziellen Beistand gemäß Artikel 220 der Haushaltsordnung gewähren.   

In Artikel 2 der vorgeschlagenen Verordnung wird der komplementäre Charakter des SURE-
Instruments hervorgehoben. Es sollte die von den Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene 
unternommenen Anstrengungen ergänzen und wird einen Teil des unvermittelten und heftigen 
Anstiegs der öffentlichen Ausgaben abdecken, der infolge der Anstrengungen zur Abfederung 
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der unmittelbaren Konsequenzen der COVID-19-Krise eintritt. Der Einsatz des SURE-
Instruments steht der Anwendung anderer einschlägiger EU-Instrumente zur Bekämpfung 
einer starken Bedrohung der öffentlichen Gesundheit und zur finanziellen Unterstützung wie 
dem EUSF nicht entgegen.  

In Artikel 3 der vorgeschlagenen Verordnung sind die Bedingungen für die Aktivierung des 
Instruments festgelegt. Die Mitgliedstaaten können finanziellen Beistand beantragen, wenn 
ihre tatsächlichen und möglicherweise auch ihre geplanten öffentlichen Ausgaben für die 
Beschäftigungspolitik aufgrund nationaler Maßnahmen infolge des COVID-19-Ausbruchs 
unvermittelt und heftig gestiegen sind. Das SURE-Instrument sollte insbesondere 
Mitgliedstaaten unterstützen, die aufgrund von Kurzarbeitsregelungen und ähnlichen 
Maßnahmen, die darauf abzielen, Arbeitsplätze und somit Arbeitnehmer und Selbstständige 
vor dem Risiko von Arbeitslosigkeit und Einkommensverlusten zu schützen, finanziell stark 
belastet sind. 

In Artikel 4 der vorgeschlagenen Verordnung ist erstens festgelegt, dass die finanzielle 
Unterstützung im Rahmen des vorgeschlagenen SURE-Instruments in Form eines dem 
betreffenden Mitgliedstaat gewährten Darlehens gewährt wird. Zweitens ist vorgesehen, die 
Kommission dazu zu ermächtigen, auf den Finanzmärkten Anleihen mit dem Ziel der 
Weitergabe an den betreffenden Mitgliedstaat auszugeben.  

In Artikel 5 der vorgeschlagenen Verordnung ist der Höchstbetrag des im Rahmen des SURE-
Instruments möglichen finanziellen Beistands durch die Union festgelegt. Dieser Betrag 
beläuft sich auf maximal 100 Mrd. EUR.  

In Artikel 6 der vorgeschlagenen Verordnung ist das Verfahren für die rasche Gewährung 
einer finanziellen Unterstützung an die Mitgliedstaaten festgelegt. Die Kommission würde 
nach Antrag eines Mitgliedstaats diesen konsultieren, um zu prüfen, wie stark die öffentlichen 
Ausgaben in unmittelbarem Zusammenhang mit der Schaffung oder Ausweitung von 
Kurzarbeiterregelungen oder ähnlichen Maßnahmen, insbesondere zugunsten von 
Selbstständigen, gestiegen sind. Eine solche Rücksprache hilft der Kommission auch, die 
Modalitäten der Darlehensvergabe ordnungsgemäß zu bewerten. In diesem Zusammenhang 
sollten Elemente wie der Betrag, die maximale durchschnittliche Laufzeit, die Preisgestaltung, 
der Bereitstellungszeitraum der Unterstützung und die technischen Modalitäten für die 
Umsetzung festgelegt werden. 

Die Artikel 7 bis 10 der vorgeschlagenen Verordnung enthalten die Verfahrensregeln für die 
Auszahlung und Durchführung der im Rahmen des SURE-Instruments gewährten 
Unterstützung in Form von Darlehen. Sie betreffen im Einzelnen die 
Auszahlungsbedingungen, die Anleihe- und Darlehenstransaktionen, die Aufsichtsregeln für 
das Darlehensportfolio des Instruments und die Verwaltung der Darlehen.  

Artikel 11 der vorgeschlagenen Verordnung befasst sich mit dem Finanzierungsmechanismus 
des Instruments. Die Darlehensvergabe an die Mitgliedstaaten wird durch ein System von 
Garantien unterlegt, die die Mitgliedstaaten der Union auf freiwilliger Basis zusagen. Dieses 
System wird es der Union ermöglichen, das Volumen der finanziellen Unterstützung durch 
Darlehen, die den Mitgliedstaaten im Rahmen des SURE-Instruments gewährt werden 
können, zu erhöhen. Die der Union zugesagten Garantien sollten unwiderruflich, nicht an 
Auflagen gebunden und unmittelbar abrufbar sein und in einer Vereinbarung zwischen der 
Kommission und den Mitgliedstaaten festgelegt werden. Diese Beiträge würden als externe 
zweckgebundene Einnahmen behandelt. 
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Artikel 12 der vorgeschlagenen Verordnung enthält eine Bestimmung bezüglich des 
Bereitstellungszeitraums des Instruments. Eine finanzielle Unterstützung der Union im 
Rahmen des SURE-Instruments ist erst ab dem Zeitpunkt möglich, zu dem alle 
Mitgliedstaaten ihre Garantien für die Union zugesagt haben.  

Die Artikel 13 und 14 der vorgeschlagenen Verordnung enthalten Vorschriften für 
Kontrollen, Audits und Berichterstattung.  

In Artikel 15 der vorgeschlagenen Verordnung wird schließlich klargestellt, dass dieses 
Instrument nicht für das Vereinigte Königreich gilt, da gemäß Artikel 143 Absatz 1 des 
Abkommens über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland 
aus der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft1 die Haftung des 
Vereinigten Königreichs für seinen Anteil an den Eventualverbindlichkeiten der Union auf 
Verbindlichkeiten aus Finanzoperationen beschränkt ist, die die Union vor dem Datum des 
Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Union getätigt hat. Da sich jede 
Eventualverbindlichkeit der Union aus der finanziellen Unterstützung nach dieser Verordnung 
nach dem Tag des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Union ergeben würde, sollte 
sich das Vereinigte Königreich an der finanziellen Unterstützung im Rahmen dieser 
Verordnung nicht beteiligen.  

                                                 
1 ABl. C 384 I vom 12.11.2019, S. 1. 
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2020/0057 (NLE) 

Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES RATES 

zur Schaffung eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei 
der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in der durch den COVID-19-Ausbruch 

verursachten Krise (SURE) 
 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 122 , 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Artikel 122 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(„AEUV“) ermöglicht es dem Rat, auf Vorschlag der Kommission und im Geiste der 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten über Maßnahmen zu beschließen, die der 
sozio-ökonomischen Lage infolge des COVID-19-Ausbruchs angemessen sind.  

(2) Nach Artikel 122 Absatz 2 AEUV kann der Rat einem Mitgliedstaat, der aufgrund 
außergewöhnlicher Ereignisse, die sich seiner Kontrolle entziehen, von 
Schwierigkeiten betroffen oder von gravierenden Schwierigkeiten ernstlich bedroht ist, 
finanziellen Beistand der Union gewähren. 

(3) Das Coronavirus 2 (SARS-CoV-2), das die Coronaviruserkrankung (Schweres Akutes 
Respiratorisches Syndrom) auslöst und von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
kurz als COVID-19 bezeichnet wird, ist ein neuer Coronavirusstrang, der bislang nicht 
beim Menschen festgestellt wurde. Diese Krankheit breitet sich weltweit mit großer 
Geschwindigkeit aus und wurde von der WHO zur Pandemie erklärt. Seit dem 
Ausbruch in der Union wurden in den Mitgliedstaaten bis zum 30. März 2020 334 396 
Infektionen und 22 209 Todesfälle verzeichnet. 

(4) Zur Eindämmung von COVID-19 und dessen Folgen haben die Mitgliedstaaten zu 
außergewöhnlichen Maßnahmen gegriffen. Die Wahrscheinlichkeit einer weiteren 
Ausbreitung von COVID-19 in der Union wird als hoch eingeschätzt. Neben den 
Auswirkungen auf die Gesundheit der Bevölkerung und der erheblichen Zahl an 
Todesfällen hat der Ausbruch von COVID-19 die Wirtschaftssysteme der 
Mitgliedstaaten massiv erschüttert, zu gesellschaftlichen Verwerfungen geführt und 
die öffentlichen Ausgaben in einer wachsenden Zahl von Mitgliedstaaten in die Höhe 
getrieben. 

(5) Diese Ausnahmesituation, die sich der Kontrolle der Mitgliedstaaten entzieht und 
einen erheblichen Teil der Erwerbsbevölkerung dazu zwingt, ihre Arbeit ruhen zu 
lassen, hat die öffentlichen Ausgaben der Mitgliedstaaten für Kurzarbeiterregelungen 
und ähnliche Maßnahmen vor allem für Selbstständige unvermittelt und heftig 
ansteigen lassen. Die Mitgliedstaaten müssen in die Lage versetzt werden, diesen 
unvermittelten und heftigen Anstieg der öffentlichen Ausgaben zu bewältigen, bis der 
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COVID-19-Ausbruch und seine Folgen für die Erwerbsbevölkerung unter Kontrolle 
sind. 

(6) Die Schaffung eines Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung 
bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in der durch den COVID-19-Ausbruch 
verursachten Krise („SURE“) dürfte es der Union ermöglichen, koordiniert, schnell 
und wirkungsvoll und im Geiste der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten auf die 
Krise am Arbeitsmarkt zu reagieren, dadurch die Beschäftigungsfolgen für den 
Einzelnen und die am stärksten betroffenen Wirtschaftszweige abzumildern und so die 
unmittelbaren Auswirkungen dieser Ausnahmesituation auf die öffentlichen Ausgaben 
der Mitgliedstaaten abzuschwächen. 

(7) Nach Artikel 220 der Verordnung (EU, Euratom) 1046/2018 des Europäischen 
Parlaments und des Rates2 kann finanzieller Beistand der Union für die 
Mitgliedstaaten in Form von Darlehen erfolgen. Solche Darlehen sollten 
Mitgliedstaaten gewährt werden, in denen die ab dem 1. Februar 2020 im 
Zusammenhang mit dem COVID-19-Ausbruch getroffenen nationalen Maßnahmen zu 
einem unvermittelten und heftigen Anstieg der tatsächlichen und möglicherweise auch 
der geplanten öffentlichen Ausgaben geführt haben. Dieses Datum stellt die 
Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten sicher und sorgt dafür, dass tatsächliche und 
möglicherweise auch geplante Ausgabenerhöhungen, die mit den Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt in Zusammenhang stehen, unabhängig davon, wann COVID-19 in 
dem jeweiligen Mitgliedstaat ausgebrochen ist, gedeckt sind. Die ab diesem Datum 
getroffenen nationalen Maßnahmen sollten unmittelbar mit der Schaffung oder 
Ausweitung von Kurzarbeitsregelungen oder ähnlichen Maßnahmen, einschließlich für 
Selbstständige getroffener Maßnahmen, in Verbindung stehen. Kurzarbeitsregelungen 
sind öffentliche Programme, die es in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindlichen 
Unternehmen unter bestimmten Umständen ermöglichen, die Zahl der Arbeitsstunden 
ihrer Mitarbeiter vorübergehend herabzusetzen, wobei diese für die nicht geleisteten 
Stunden eine Einkommensunterstützung der öffentlichen Hand erhalten. Ähnliche 
Regelungen gibt es für Einkommensersatzleistungen für Selbstständige. 
Mitgliedstaaten, die finanziellen Beistand beantragen, sollten einen Nachweis für den 
unvermittelten und heftigen Anstieg ihrer tatsächlichen und möglicherweise auch ihrer 
geplanten öffentlichen Ausgaben für Kurzarbeiterregelungen oder ähnliche 
Maßnahmen erbringen. 

(8) Um den betroffenen Mitgliedstaaten ausreichende Finanzmittel zur Eindämmung der 
Folgen des COVID-19-Ausbruchs für ihren Arbeitsmarkt zu verschaffen, sollte die 
Union im Rahmen von SURE Mittel in ausreichender Höhe aufnehmen und vergeben. 
Die von der Union vergebenen Darlehen sollten deshalb über die internationalen 
Kapitalmärkte finanziert werden. 

(9) Der COVID-19-Ausbruch hat die Wirtschaftssysteme der Mitgliedstaaten massiv 
erschüttert. Er erfordert daher Beiträge aller Mitgliedstaaten in Form von Garantien, 
mit denen die Darlehen aus dem Unionshaushalt abgesichert werden. Solche Garantien 
sind notwendig, damit die Union zur Unterstützung von arbeitsmarktpolitischen 

                                                 
2 Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 

über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Änderung der Verordnungen 
(EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU) Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) 
Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des Beschlusses 
Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABl. L 193 vom 
30.7.2018, S. 1). 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1046/2018;Nr:1046;Year:2018&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:2018/1046;Year2:2018;Nr2:1046&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1296/2013;Nr:1296;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1301/2013;Nr:1301;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1303/2013;Nr:1303;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1304/2013;Nr:1304;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1309/2013;Nr:1309;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:1316/2013;Nr:1316;Year:2013&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:223/2014;Nr:223;Year:2014&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:283/2014;Nr:283;Year:2014&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=BES&code2=&gruppen=Link:Nr.%20541/2014/EU;Nr:541;Year:2014&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:541/2014;Nr:541;Year:2014&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=VER&code2=&gruppen=Link:966/2012;Nr:966;Year:2012&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=ABL&code2=&gruppen=Code:L;Nr:193;Day:30;Month:7;Year:2018;Page:1&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVII&ityp=EU&inr=17312&code1=ABL&code2=&gruppen=Code:L;Nr:193;Day:30;Month:7;Year:2018;Page:1&comp=


 

DE 11  DE 

Maßnahmen der am stärksten unter Druck stehenden Mitgliedstaaten Darlehen in 
ausreichender Höhe vergeben kann. Um zu gewährleisten, dass die 
Eventualverbindlichkeit aus den von der Union im Rahmen von SURE gewährten 
Darlehen mit dem geltenden mehrjährigen Finanzrahmen und den 
Eigenmittelobergrenzen vereinbar ist, sollten die Garantien der Mitgliedstaaten 
unwiderruflich, nicht an Auflagen gebunden und unmittelbar abrufbar sein, während 
die Robustheit des Systems durch zusätzliche Sicherungen erhöht werden sollte. 

(10) Bei den zusätzlichen Sicherungen, die die Robustheit des Systems erhöhen sollen, 
sollte es sich um ein konservatives Finanzmanagement, eine Obergrenze für das 
jährliche Engagement und eine ausreichende Diversifizierung des Darlehensportfolios 
handeln. 

(11) Die im Rahmen dieses Instruments vergebenen Darlehen stellen finanziellen Beistand 
im Sinne von Artikel 220 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 dar. Nach 
Artikel 282 Absatz 3 Buchstabe g der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 wird 
Artikel 220 für die im Rahmen dieses Instruments vergebenen Darlehen erst ab dem 
Zeitpunkt der Anwendung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Zeit nach 2020 
gelten. Für die Anleihe- und Darlehenstransaktionen sollten die Anforderungen in 
Artikel 220 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 allerdings schon ab 
Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung gelten.  

(12) Damit die Eventualverbindlichkeit, die sich aus den von der Union im Rahmen dieses 
Instruments gewährten Darlehen ergibt, mit dem geltenden mehrjährigen 
Finanzrahmen und den Eigenmittelobergrenzen vereinbar ist, müssen 
Aufsichtsvorschriften festgelegt werden, die auch die Möglichkeit eines Roll-Overs 
bei den im Namen der Union ausgegebenen Anleihen vorsehen. 

(13) Aufgrund ihrer besonderen finanziellen Auswirkungen erfordern Beschlüsse zur 
Gewährung eines finanziellen Beistands der Union auf der Grundlage dieser 
Verordnung die Ausübung von Durchführungsbefugnissen, die dem Rat übertragen 
werden sollten. 

(14) In Artikel 143 Absatz 1 des Abkommens über den Austritt des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft3 wird die Haftung des Vereinigten Königreichs für 
dessen Anteil an den Eventualverbindlichkeiten der Union auf Verbindlichkeiten aus 
Finanzoperationen beschränkt, die die Union vor dem Datum des Austritts des 
Vereinigten Königreichs aus der Union getätigt hat. Jede Eventualverbindlichkeit der 
Union aus einem im Rahmen dieser Verordnung gewährten finanziellen Beistand 
entstünde nach dem Datum des Austritts des Vereinigten Königreichs aus der Union. 
Aus diesem Grund sollte sich das Vereinigte Königreich nicht am finanziellen 
Beistand im Rahmen dieser Verordnung beteiligen. 

(15) Da das Instrument der Eindämmung der Folgen des COVID-19-Ausbruchs dient und 
somit zeitlich begrenzt ist, sollte die Kommission alle sechs Monate prüfen, ob die 
außergewöhnlichen Umstände, die Grund für die gravierenden wirtschaftlichen 
Störungen in den Mitgliedstaaten sind, nach wie vor bestehen. 

(16) Angesichts der Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs und der Notwendigkeit, 
diesen durch sofortige Maßnahmen zu begegnen, sollte diese Verordnung am Tag 
nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

                                                 
3 ABl. L 29 vom 31.1.2020, S. 7. 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Schaffung des Europäischen Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei der 
Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Krise (im Folgenden „das Instrument“) 
(1) Das Europäische Instrument zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von 

Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Krise (SURE), im Folgenden „das Instrument“ genannt, mit 
dem die Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs und die sozio-ökonomischen 

Konsequenzen eingedämmt werden sollen, wird hiermit geschaffen. 

(2) In dieser Verordnung werden die Bedingungen und Verfahren für den finanziellen 

Beistand festgelegt, den ein Mitgliedstaat, der von einer durch den COVID-19-Ausbruch 

verursachten gravierenden wirtschaftlichen Störung betroffen oder von dieser ernstlich 

bedroht ist, für die Finanzierung von Kurzarbeit oder ähnlichen Maßnahmen, die auf den 

Schutz von Beschäftigten und Selbstständigen abzielen und damit Arbeitslosigkeit und 

Einkommensverluste verringern, erhalten kann.  

Artikel 2 

Komplementarität des Instruments 

Das Instrument soll die nationalen Maßnahmen der betroffenen Mitgliedstaaten ergänzen, 

indem diese durch finanziellen Beistand dabei unterstützt werden, den unvermittelten und 

heftigen Anstieg ihrer tatsächlichen und möglicherweise auch ihrer geplanten öffentlichen 

Ausgaben zur Abmilderung der unmittelbaren wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen 

des COVID-19-Ausbruchs und der dadurch bedingten Ausnahmesituation zu bewältigen.  

Artikel 3 

Bedingungen für die Inanspruchnahme des Instruments 

(1) Ein Mitgliedstaat kann die Union um finanziellen Beistand ersuchen, wenn seine 

tatsächlichen und möglicherweise auch seine geplanten öffentlichen Ausgaben seit dem 

1. Februar 2020 aufgrund nationaler Maßnahmen, die unmittelbar mit Kurzarbeiterregelungen 

und ähnlichen Maßnahmen zur Bewältigung der wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen 

des COVID-19-Ausbruchs und der dadurch bedingten Ausnahmesituation in Verbindung 

stehen, unvermittelt und heftig angestiegen sind.  

(2) Die begünstigten Mitgliedstaaten nutzen den im Rahmen dieses Instruments gewährten 

finanziellen Beistand der Union für nationale Kurzarbeitsregelungen oder ähnliche 

Maßnahmen.  

Artikel 4 

Form des finanziellen Beistands 

Der in Artikel 3 genannte finanzielle Beistand erfolgt in Form eines Darlehens an den 

betreffenden Mitgliedstaat. Zu diesem Zweck ist die Kommission befugt, gemäß einem nach 

Artikel 6 Absatz 1 gefassten Durchführungsbeschluss des Rates zum günstigsten Zeitpunkt im 
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Namen der Union Mittel an den Kapitalmärkten oder bei Finanzinstituten aufzunehmen, um 

die Finanzierungskosten zu optimieren und ihr Ansehen als Emittent der Union an den 

Märkten zu wahren. 

Artikel 5 

Obergrenze des finanziellen Beistands 

Der in Artikel 3 genannte finanzielle Beistand darf für alle Mitgliedstaaten 
zusammengenommen nicht über 100 000 000 000 EUR hinausgehen. 

Artikel 6 

Verfahren für die Beantragung finanziellen Beistands 

(1) Der in Artikel 3 genannte finanzielle Beistand wird durch einen vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission gefassten Durchführungsbeschluss gewährt. 

(2) Bevor die Kommission dem Rat einen solchen Vorschlag unterbreitet, konsultiert sie 
unverzüglich den betreffenden Mitgliedstaat, um sicherzugehen, dass dessen 
tatsächliche und möglicherweise auch geplante Ausgaben unvermittelt und heftig 
angestiegen sind und dies unmittelbar auf Kurzarbeiterregelungen und ähnliche 
Maßnahmen zurückzuführen ist, die der um Beistand ersuchende Mitgliedstaat 
aufgrund des COVID-19-Ausbruchs und der dadurch bedingten Ausnahmesituation 
getroffen hat. Zu diesem Zweck legt der betreffende Mitgliedstaat der Kommission 
ausreichende Nachweise vor. Die Kommission vergewissert sich ferner, dass die in 
Artikel 9 genannten Aufsichtsvorschriften erfüllt sind.  

(3) Der Beschluss zur Gewährung des in Artikel 3 genannten finanziellen Beistands 
umfasst: 

a) Die Höhe des Darlehens, die maximale durchschnittliche Laufzeit, die Formel, 
nach der die Kosten des Darlehens berechnet wurden, die maximale Zahl der 
Tranchen, die Bereitstellungsdauer sowie die sonstigen für die Gewährung des 
finanziellen Beistands notwendigen detaillierten Regeln 

b) Eine Beurteilung, ob der Mitgliedstaat die in Artikel 3 genannten Bedingungen 
erfüllt 

c) Eine Beschreibung der nationalen Kurzarbeitsregelung(en) oder ähnlichen 
Maßnahmen, die Gegenstand des Beistandsersuchens sind. 

Artikel 7 
Auszahlung des Darlehens 

Das in Artikel 6 Absatz 3 genannte Darlehen wird in Tranchen ausgezahlt. 

Artikel 8 
Anleihe-und Darlehenstransaktionen 

(1) Die in Artikel 4 genannten Anleihe-und Darlehenstransaktionen werden in Euro 
abgewickelt. 

(2) Die in Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a genannten Darlehenskonditionen werden in 
einer Darlehensvereinbarung zwischen dem begünstigten Mitgliedstaat und der 
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Kommission vereinbart. Diese Vereinbarung muss die in Artikel 220 Absatz 5 der 
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 genannten Bestimmungen enthalten.  

(3) Auf Antrag des begünstigten Mitgliedstaats kann die Kommission, wenn die 
Umstände eine Verbesserung des Darlehenszinssatzes gestatten, eine Refinanzierung 
oder Neuregelung der Finanzierungsbedingungen ihrer gesamten ursprünglichen 
Anleihen oder eines Teils derselben vornehmen. 

(4) Der Wirtschafts- und Finanzausschuss ist über eine solche Refinanzierung oder 
Neuregelung zu unterrichten. 

Artikel 9 
Aufsichtsvorschriften für das Darlehensportfolio 

(1) Der Anteil der Darlehen, die an die drei Mitgliedstaaten mit dem höchsten 
Darlehensanteil vergeben wurden, darf nicht über 60 % des in Artikel 5 genannten 
Betrags hinausgehen.  

(2) Die von der Union in einem Jahr zahlbaren Beträge dürfen nicht über 10 % des in 
Artikel 5 genannten Betrags hinausgehen.  

(3) Bleibt eine Rückzahlung durch einen Mitgliedstaat aus, kann die Kommission für die 
Rückzahlung der im Namen der Union begebenen entsprechenden Anleihen erneut 
Kredite aufnehmen („Roll-over“). 

Artikel 10 
Verwaltung der Darlehen 

(1) Die Kommission trifft mit der EZB die für die Verwaltung der Darlehen 
notwendigen Vorkehrungen. 

(2) Der begünstigte Mitgliedstaat eröffnet für die Verwaltung des erhaltenen finanziellen 
Beistands ein Sonderkonto bei seiner nationalen Zentralbank. Ferner überweist er die 
im Rahmen des Darlehens fälligen Tilgungs- und Zinszahlungen zwanzig 
TARGET2-Geschäftstage vor dem entsprechenden Fälligkeitstermin auf ein Konto 
der Union bei der EZB. 

Artikel 11 
Beiträge in Form von Garantien der Mitgliedstaaten 

(1) Die Mitgliedstaaten können zu dem Instrument beitragen, indem sie das von der 
Union eingegangene Risiko durch eine Rückgarantie absichern.   

(2) Die Beiträge der Mitgliedstaaten erfolgen in Form unwiderruflicher, nicht an 
Auflagen geknüpfter und unmittelbar abrufbarer Garantien. 

Die Kommission schließt mit jedem beitragenden Mitgliedstaat eine Vereinbarung 
über unwiderrufliche, nicht an Auflagen geknüpfte und unmittelbar abrufbare 
Garantien. In dieser Vereinbarung werden die Zahlungsbedingungen festgelegt. 

(3) Für den Abruf mitgliedstaatlicher Garantien gelten in allen Fällen dieselben 
Konditionen (pari passu). Kommt ein Mitgliedstaat einem Abruf nicht rechtzeitig 
nach, hat die Kommission das Recht, unter denselben Konditionen zusätzliche 
Garantien anderer Mitgliedstaaten abzurufen, bis der Gesamtbeitrag erreicht ist. 
Solche zusätzlichen Beiträge werden den Mitgliedstaaten aus eingezogenen Beträgen 
zurückerstattet.  
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(4) Die in Absatz 1 genannten Beiträge stellen externe zweckgebundene Einnahmen für 
dieses Instrument im Sinne von Artikel 21 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 
2018/1046 dar. 

Artikel 12 
Verfügbarkeit des Instruments 

(1) Der in Artikel 3 genannte finanzielle Beistand steht erst zur Verfügung, wenn alle 
Mitgliedstaaten in Höhe von mindestens 25 Prozent des in Artikel 5 genannten 
Betrags den in Artikel 11 Absatz 1 genannten Beitrag zu dem Instrument geleistet 
haben und der relative Anteil des Beitrags eines jeden Mitgliedstaats an den 
Gesamtbeiträgen der Mitgliedstaaten dem relativen Anteil dieses Mitgliedstaats am 
Gesamtbruttonationaleinkommen der Union entspricht, wie es aus Teil A Tabelle 3 
Spalte 1 „Einleitung und Finanzierung des Gesamthaushaltsplans der Union“ im 
Einnahmenteil des Haushalts für 2020 hervorgeht, der in dem am 27. November 
2019 angenommenen Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das 
Haushaltsjahr 20204 festgelegt ist. 

(2) Die Kommission unterrichtet den Rat, sobald das Instrument zur Verfügung steht. 

Artikel 13 
Kontrollen und Prüfungen 

Die in Artikel 8 Absatz 1 genannte Vereinbarung enthält die notwendigen Bestimmungen 

über die in Artikel 220 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 verlangten 

Kontrollen und Prüfungen. 

Artikel 14 
Berichterstattung 

Die Kommission übermittelt dem Europäischen Parlament, dem Wirtschafts- und 
Finanzausschuss, dem Beschäftigungsausschuss und dem Rat binnen sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung sowie sechs Monate danach im Rahmen von Artikel 250 der 
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 einen Bericht über die Nutzung des finanziellen 
Beistands und den Fortbestand der außergewöhnlichen Umstände, die die Anwendung der 
vorliegenden Verordnung rechtfertigen. 

Artikel 15 
Anwendbarkeit 

Diese Verordnung findet auf das Vereinigte Königreich und im Vereinigten Königreich keine 

Anwendung. Wird in dieser Verordnung auf die Mitgliedstaaten verwiesen, so schließt dies 

das Vereinigte Königreich nicht ein. 

                                                 
4 Endgültiger Erlass (EU, Euratom) 2020/227 des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union für das 

Haushaltsjahr 2020 (ABl. L 57 vom 27.2.2020. S. 1). 
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Artikel 16 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 

in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 

Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am […] 

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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FINANZBOGEN ZU RECHTSAKTEN 
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FINANZBOGEN ZU RECHTSAKTEN 

1. RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE  

1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative  

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Schaffung eines europäischen 
Instruments zur vorübergehenden Unterstützung bei der Minderung von 
Arbeitslosigkeitsrisiken in der durch den COVID-19-Ausbruch verursachten Krise 
(SURE) 

1.2. Politikbereich(e) in der ABM/ABB-Struktur5  

Nicht zutreffend  

1.3. Art des Vorschlags/der Initiative  

X Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue Maßnahme  

 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neue Maßnahme im Anschluss an ein 
Pilotprojekt/eine vorbereitende Maßnahme 6  

 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft die Verlängerung einer bestehenden 
Maßnahme  

 Der Vorschlag/Die Initiative betrifft eine neu ausgerichtete Maßnahme  

1.4. Ziel(e) 

1.4.1. Mit dem Vorschlag/der Initiative verfolgte mehrjährige strategische Ziele der 
Kommission  

Nicht zutreffend.  

Gegenstand der vorgeschlagenen Verordnung ist eine Sofortmaßnahme, die die 
Kommission dem Rat vorschlägt, damit die Union im Geiste der Solidarität 
Mitgliedstaaten finanziellen Beistand gewähren kann, um Kurzarbeitsregelungen für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ähnliche Maßnahmen für Selbstständige 
zu unterstützen, sodass den Mitgliedstaaten nach dem COVID-19-Ausbruch geholfen 
wird, Arbeitsplätze zu schützen. 

1.4.2. Einzelziel(e) und ABM/ABB-Tätigkeit(en)  

Einzelziel Nr. 

Nicht zutreffend  

ABM/ABB-Tätigkeit(en) 

Nicht zutreffend  

                                                 
5 ABM: Activity Based Management; maßnahmenbezogenes Management; ABB: Activity Based 

Budgeting; maßnahmenbezogene Budgetierung. 
6 Im Sinne des Artikels 54 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung. 
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1.4.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen 

Bitte geben Sie an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begünstigten/Zielgruppen auswirken 
dürfte. 

Im Rahmen des vorgeschlagenen SURE-Instruments sollen die Regeln festgelegt 
werden, nach denen die Union einem infolge der COVID-19-Krise von einer 
schweren wirtschaftlichen Störung betroffenen oder ernstlich bedrohten Mitgliedstaat 
finanziellen Beistand gewährt, um die Finanzierung von Kurzarbeit oder ähnlichen 
Maßnahmen zum Schutz von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und 
Selbstständigen zu unterstützen und so zur Verringerung der Arbeitslosigkeit 
beizutragen. 

Insbesondere wird das SURE-Instrument einen zweiten Schutzwall bilden und der 
Unterstützung von Kurzarbeitsregelungen und ähnlicher Maßnahmen dienen. 
Dadurch wird den Mitgliedstaaten beim Erhalt von Arbeitsplätzen geholfen, und 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Selbstständige werden vor dem Risiko 
der Arbeitslosigkeit geschützt. Bei den Bedingungen für die Unterstützung von 
Mitgliedstaaten durch dieses Instrument sollte berücksichtigt werden, ob die 
tatsächlichen und möglicherweise auch die veranschlagten öffentlichen Ausgaben 
infolge des Ausbruchs von COVID-19 unvermittelt und heftig angestiegen sind und 
ob ein unmittelbarer Zusammenhang mit in Reaktion auf die Krise eingeführten oder 
verlängerten Kurzarbeitsregelungen und anderen ähnlichen Maßnahmen besteht. 

1.4.4. Leistungs- und Erfolgsindikatoren  

Bitte geben Sie an, anhand welcher Indikatoren sich die Realisierung des Vorschlags/der Initiative 
verfolgen lässt. 

Nicht zutreffend  

1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative  

1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf  

Das vorgeschlagene SURE-Instrument stützt sich auf Artikel 122 Absätze 1 und 2 
AEUV.  

 

Nach dieser Rechtsgrundlage 

- kann die Union im Geiste der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten über die in 
einer spezifischen Wirtschaftslage angemessenen Maßnahmen beschließen;  

- kann die Union finanziellen Beistand gewähren, wenn ein Mitgliedstaat aufgrund 
von außergewöhnlichen Ereignissen, die sich seiner Kontrolle entziehen, von 
Schwierigkeiten betroffen oder ernstlich bedroht ist.  

Derzeit stehen die Mitgliedstaaten infolge des COVID-19-Ausbruchs einer 
schwerwiegenden wirtschaftlichen Störung gegenüber, die sich sehr negativ auf die 
sozioökonomische Lage in den Mitgliedstaaten auswirkt.  

1.5.2. Mehrwert aufgrund des Tätigwerdens der EU 

Der Vorschlag zielt darauf ab, den stark betroffenen Mitgliedstaaten im Geiste der 
europäischen Solidarität finanzielle Unterstützung zu bieten. Im Rahmen eines 
solchen finanziellen Beistands werden höhere öffentliche Ausgaben der 
Mitgliedstaaten vorübergehend durch Kreditlinien zur Einführung oder Verlängerung 
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von Kurzarbeitsregelungen und ähnlicher Maßnahmen unterstützt. Der finanzielle 
Beistand bildet einen zweiten Schutzwall für Mitgliedstaaten, die aufgrund von 
Maßnahmen zum Schutz von Arbeitsplätzen von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern und Selbstständigen höhere öffentliche Ausgaben tätigen müssen. 
Eine solche EU-Unterstützung hilft der Bevölkerung der betroffenen Mitgliedstaaten, 
trägt zu einer raschen Rückkehr zu normalen Lebensbedingungen in den betroffenen 
Regionen bei und mindert die direkten sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen 
der COVID-19-Krise. 

1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene Erkenntnisse 

Als die Union vor zehn Jahren einer schweren Finanzkrise gegenüber stand, hat sich 
gezeigt, dass die Rechtsgrundlage von Artikel 122 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) Mehrwert bietet, um kurzfristig 
finanziellen Beistand der Union für Mitgliedstaaten zu mobilisieren, die aufgrund 
außergewöhnlicher Ereignisse, die sich ihrer Kontrolle entziehen, mit 
Schwierigkeiten konfrontiert sind. Die Union nahm auf dieser Rechtsgrundlage die 
Verordnung (EU) Nr. 407/2010 des Rates vom 11. Mai 2010 zur Einrichtung eines 
Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) an. Mit diesem Instrument 
wurden Portugal und Irland finanzieller Beistand der Union und Griechenland eine 
Brückenfinanzierung in Form von Back-to-Back-Darlehen bereitgestellt. Die 
Rechtsgrundlage und die einschlägigen Modalitäten kommen jedoch nicht nur bei 
Ereignissen im Zusammenhang mit Finanzkrisen zum Tragen, sie sind bei jeglichen 
außergewöhnlichen Ereignissen anwendbar, die sich der Kontrolle der 
Mitgliedstaaten entziehen, und können daher auch in diesem besonderen Krisenfall 
des COVID-19-Ausbruchs herangezogen werden.  

1.5.4. Vereinbarkeit sowie mögliche Synergieeffekte mit anderen geeigneten Instrumenten 

Das vorgeschlagene SURE-Instrument ergänzt die Investitionsinitiative zur 
Bewältigung der Coronakrise, die vorgeschlagene Erweiterung des 
Anwendungsbereichs des Solidaritätsfonds der Europäischen Union und andere 
Instrumente zur Beschäftigungsförderung wie den Europäischen Sozialfonds und 
InvestEU. 
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1.6. Laufzeit und finanzielle Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative  

X Vorschlag/Initiative mit befristeter Laufzeit  

–  Laufzeit: [TT.MM.]JJJJ bis [TT.MM.]JJJJ  

–  Finanzielle Auswirkungen von JJJJ bis JJJJ  

 Vorschlag/Initiative mit unbefristeter Laufzeit 

– Anlaufphase von JJJJ bis JJJJ, 

– anschließend reguläre Umsetzung. 

1.7. Vorgeschlagene Methode(n) der Mittelverwaltung7   

X Direkte Mittelverwaltung durch die Kommission 

–  durch ihre Dienststellen, einschließlich ihres Personals in den Delegationen der 
Union  

–  durch Exekutivagenturen  

 Geteilte Mittelverwaltung mit Mitgliedstaaten  

 Indirekte Mittelverwaltung durch Übertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben 
an: 

–  Drittländer oder die von ihnen benannten Einrichtungen 

–  internationale Einrichtungen und deren Agenturen (bitte angeben) 

–  die EIB und den Europäischen Investitionsfonds 

–  Einrichtungen im Sinne der Artikel 208 und 209 der Verordnung (EU, 
Euratom) 1046/2018 

–  öffentlich-rechtliche Körperschaften 

–  privatrechtliche Einrichtungen, die im öffentlichen Auftrag tätig werden, sofern 
sie ausreichende finanzielle Garantien bieten 

–  privatrechtliche Einrichtungen eines Mitgliedstaats, die mit der Einrichtung 
einer öffentlich-privaten Partnerschaft betraut werden und die ausreichende 
finanzielle Garantien bieten 

–  Personen, die mit der Durchführung bestimmter Maßnahmen im Bereich der 
GASP im Rahmen des Titels V EUV betraut und in dem maßgeblichen 
Basisrechtsakt benannt sind 

– Falls mehrere Methoden der Mittelverwaltung angegeben werden, ist dies unter „Bemerkungen“ näher zu 
erläutern. 

Bemerkungen  

Die vorgeschlagene Verordnung stützt sich auf Artikel 122 AEUV. Die Maßnahme kann 
daher nur vorübergehender Natur sein. Unter den derzeitigen außergewöhnlichen Umständen 
des COVID-19-Ausbruchs lässt sich jedoch nicht sagen, wie lange die Situation anhält und 
wie lange sie sich wirtschaftlich auf die Erwerbsbevölkerung in den Mitgliedstaaten auswirkt.  

                                                 
7 Erläuterungen zu den Methoden der Mittelverwaltung und Verweise auf die Verordnung (EU, Euratom) 

1046/2018 enthält die Website BudgWeb (in französischer und englischer Sprache): 
http://www.cc.cec/budg/man/budgmanag/budgmanag_en.html 
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2. VERWALTUNGSMASSNAHMEN  

2.1. Überwachung und Berichterstattung  

Bitte geben Sie an, wie oft und unter welchen Bedingungen diese Tätigkeiten erfolgen. 

In dem Vorschlag für eine Verordnung ist eine Berichterstattungsklausel vorgesehen 
(Artikel 14). Die Kommission sollte dem Wirtschafts- und Finanzausschuss, dem 
Beschäftigungsausschuss und dem Rat innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung und gegebenenfalls danach jedes Jahr einen Bericht über die 
Inanspruchnahme des finanziellen Beistands und über den Fortbestand der 
außergewöhnlichen Umstände übermitteln, die den Erlass und die Anwendung der 
Verordnung rechtfertigen. 

2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem(e)  

2.2.1. Ermittelte Risiken  

In dem Vorschlag für eine Verordnung werden Aufsichtsregeln zur Verwaltung der 
mit dem Kreditportfolio verbundenen Risiken festgelegt (Artikel 6 und 9). 

2.2.2. Angaben zum eingerichteten System der internen Kontrolle 

 

2.2.3. Abschätzung der Kosten und des Nutzens der Kontrollen sowie Bewertung des 
voraussichtlichen Fehlerrisikos  

 

2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten  

Bitte geben Sie an, welche Präventions- und Schutzmaßnahmen bereits bestehen oder angedacht sind. 

 In dem Vorschlag für eine Verordnung werden Kontroll- und 
Rechnungsprüfungsvorschriften festgelegt (Artikel 13). Die Kommission stellt sicher, dass 
die mit dem begünstigten Mitgliedstaat zur Durchführung der Finanzhilfe der Union im 
Rahmen des SURE-Instruments geschlossene Vereinbarung die erforderlichen Kontroll- und 
Rechnungsprüfungsvorschriften enthält. Es gelten die Bestimmungen von Artikel 220 der 
Haushaltsordnung. 
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3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES 

VORSCHLAGS/DER INITIATIVE  

3.1. Betroffene Rubrik(en) des Mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n) 
im Haushaltsplan  

 Bestehende Haushaltslinien  

In der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjährigen Finanzrahmens und der 
Haushaltslinien. 

Rubrik des 
Mehrjährig

en 
Finanzrahm

ens 

Haushaltslinie Art der  
Ausgaben Finanzierungsbeiträge  

Nummer  
[…][Rubrik………………………...………
……] 

GM/NGM8 

von 
EFTA-

Ländern9 

 

von 
Kandidaten
ländern10 

 

von 
Drittlände

rn 

nach Artikel 21 
Absatz 2 

Buchstabe b der 
Verordnung (EU, 

Euratom) 
1046/2018   

 
[…][XX.YY.YY.YY] 

 

GM/NG
M 

JA/NEI
N 

JA/NEIN 
JA/NEI

N 
JA/NEIN 

 Neu zu schaffende Haushaltslinien  

In der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjährigen Finanzrahmens und der 
Haushaltslinien. 

Rubrik des 
Mehrjährig

en 
Finanzrahm

ens 

Haushaltslinie Art der 
Ausgaben Finanzierungsbeiträge  

Nummer  
[…][Rubrik………………………...………
……] 

GM/NGM 
von 

EFTA-
Ländern 

von 
Kandidaten

ländern 

von 
Drittlände

rn 

nach Artikel 21 
Absatz 2 

Buchstabe b der 
Verordnung (EU, 

Euratom) 
1046/2018   

 
[…][XX.YY.YY.YY] 

 
 

JA/NEI
N 

JA/NEIN 
JA/NEI

N 
JA/NEIN 

                                                 
8 GM = Getrennte Mittel/NGM = Nichtgetrennte Mittel. 
9 EFTA: Europäische Freihandelsassoziation.  
10 Kandidatenländer und gegebenenfalls potenzielle Kandidatenländer des Westbalkans. 
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3.2. Geschätzte Auswirkungen auf die Ausgaben  

[Zum Ausfüllen dieses Teils ist die Tabelle für Verwaltungsausgaben  zu verwenden (2. Dokument im Anhang dieses Finanzbogens), 
die für die dienststellenübergreifende Konsultation in CISNET hochgeladen wird.] 

3.2.1. Übersicht über die geschätzten Auswirkungen auf die Ausgaben  

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Rubrik des Mehrjährigen Finanz-  
rahmens  

Nummer 

Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 3 des Vorschlags oder einer VERORDNUNG DES 
RATES zur Festlegung des Mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2021 bis 
202711 werden die erforderlichen Mittel auch in Überschreitung der Obergrenzen des 
MFR bereitgestellt. 

 

GD: <…….> 
  Jahr 

N12 
Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6.) bitte 

weitere Spalten einfügen. 
INSGESAMT 

 Operative Mittel          

Nummer der Haushaltslinie 
Verpflichtungen (1)         

Zahlungen (2)         

Nummer der Haushaltslinie 
Verpflichtungen (1a)         

Zahlungen (2a)         

Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme finanzierte 
Verwaltungsausgaben13  
 

        

Nummer der Haushaltslinie  (3)         

Mittel INSGESAMT  Verpflichtungen =1+1
a +3         

                                                 
11 COM(2018) 322 final - 2018/0132. 
12 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der Initiative begonnen wird. 
13 Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstützung der Durchführung von Programmen bzw. Maßnahmen der EU (vormalige BA-Linien), 

indirekte Forschung, direkte Forschung. 

w
w
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für die GD <…….> 
Zahlungen 

=2+2
a 

+3 

        

 
 
 

Operative Mittel INSGESAMT  
Verpflichtungen (4)         

Zahlungen (5)         

Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme 
finanzierte Verwaltungsausgaben INSGESAMT  

(6)         

Mittel INSGESAMT  
unter der Rubrik <….> 

des Mehrjährigen Finanzrahmens 

Verpflichtungen -         

Zahlungen -         

Wenn der Vorschlag/die Initiative mehrere Rubriken betrifft: 

Operative Mittel INSGESAMT  
Verpflichtungen (4)         

Zahlungen (5)         

Aus der Dotation bestimmter spezifischer Programme 
finanzierte Verwaltungsausgaben INSGESAMT  

(6)         

Mittel INSGESAMT  
unter den RUBRIKEN 1 bis 4 

des Mehrjährigen Finanzrahmens 
(Referenzbetrag) 

Verpflichtungen =4+ 
6         

Zahlungen =5+ 
6         

 

  

w
w

w
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Rubrik des Mehrjährigen Finanz-  
rahmens  

5 Verwaltungsausgaben 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 
  Jahr 

N 
Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6.) bitte 

weitere Spalten einfügen.  
INSGESAMT 

GD: <…….> 

Personal          

Sonstige Verwaltungsausgaben          

GD <….> INSGESAMT Mittel          

 

Mittel INSGESAMT 
unter der RUBRIK 5 

des Mehrjährigen Finanzrahmens  

(Verpflichtungen insges. 
= Zahlungen insges.)         

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 
  Jahr 

N14 
Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6.) bitte 

weitere Spalten einfügen. 
INSGESAMT 

Mittel INSGESAMT  
unter den RUBRIKEN 1 bis 5 

des Mehrjährigen Finanzrahmens  

Verpflichtungen         

Zahlungen         

                                                 
14 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der Initiative begonnen wird. 
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3.2.2. Geschätzte Auswirkungen auf die operativen Mittel  

– X  Für den Vorschlag/die Initiative werden keine operativen Mittel benötigt.  

–  Für den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden operativen Mittel benötigt: 

Mittel für Verpflichtungen in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Ziele und 
Ergebnisse 

angeben  

 

 

  
Jahr 
N 

Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden Auswirkungen 
(siehe 1.6.) bitte weitere Spalten einfügen. 

INSGESAMT 

ERGEBNISSE 

Art15 

 

Durch
schnitt
skoste

n 
A

nz
ah

l 

Koste
n 

A
nz

ah
l 

Koste
n 

A
nz

ah
l 

Koste
n 

A
nz

ah
l 

Koste
n 

A
nz

ah
l 

Koste
n 

A
nz

ah
l 

Koste
n 

A
nz

ah
l 

Koste
n 

Gesam
tzahl 

Gesamtk
osten 

EINZELZIEL Nr. 116…                 

- Ergebnis                   

- Ergebnis                   

- Ergebnis                   

Zwischensumme für Einzelziel Nr. 1                 

EINZELZIEL Nr. 2 ...                 

- Ergebnis                   

Zwischensumme für Einzelziel 
Nr. 2 

                

GESAMTKOSTEN                 

                                                 
15 Ergebnisse sind Produkte, die geliefert, und Dienstleistungen, die erbracht werden (z  B. Zahl der Austauschstudenten, gebaute Straßenkilometer). 
16 Wie unter 1.4.2. („Einzelziel(e)…“) beschrieben.  
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3.2.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel 

3.2.3.1. Übersicht  

– X  Für den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel 
benötigt.  

–  Für den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel 
benötigt: 

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 Jahr 
N 17 

Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden Auswirkungen 
(siehe 1.6.) bitte weitere Spalten einfügen. 

INSGESAM
T 

 

RUBRIK 5 
des Mehrjährigen 
Finanzrahmens 

        

Personal          

Sonstige 
Verwaltungsausgaben  

        

Zwischensumme  

RUBRIK 5 
des Mehrjährigen 
Finanzrahmens 

        

 

Außerhalb der  

Rubrik 518 
des Mehrjährigen 
Finanzrahmens 

 

        

Personal          

Sonstige Ausgaben  
Verwaltungsausgaben 

        

Zwischensumme 
Außerhalb der 

RUBRIK 5 
des Mehrjähringen 

Finanzrahmens  

        

 

INSGESAMT         

Der Mittelbedarf für Personal- und sonstige Verwaltungsausgaben wird durch der Verwaltung der Maßnahme zugeordnete 
Mittel der GD oder GD-interne Personalumschichtung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusätzliche Mittel, die der für die 
Verwaltung der Maßnahme zuständigen GD nach Maßgabe der verfügbaren Mittel im Rahmen der jährlichen 
Mittelzuweisung zugeteilt werden.

                                                 
17 Das Jahr N ist das Jahr, in dem mit der Umsetzung des Vorschlags/der Initiative begonnen wird. 
18 Technische und/oder administrative Hilfe und Ausgaben zur Unterstützung der Durchführung von 

Programmen bzw. Maßnahmen der EU (vormalige BA-Linien), indirekte Forschung, direkte 
Forschung. 
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3.2.3.2. Geschätzter Personalbedarf 

–  Für den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal benötigt.  

– X  Für den Vorschlag/die Initiative wird folgendes Personal benötigt: 

Schätzung in Vollzeitäquivalenten 

 

Jahr 
N 

Jahr 
N+1 

Jahr N+2 

Jah
r 

N+
3 

Bei 
länger 
andaue
rnden 

Auswir
kungen 
(siehe 
1.6.) 
bitte 

weitere 
Spalten 
einfüge

n. 

 Im Stellenplan vorgesehene Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit) 
  

XX 01 01 01 (am Sitz und in den Vertretungen der 
Kommission) 

2 2 2 2    

XX 01 01 02 (in den Delegationen)        

XX 01 05 01 (indirekte Forschung)        

10 01 05 01 (direkte Forschung)        

 Externes Personal (in Vollzeitäquivalenten –  VZÄ)19 

 

XX 01 02 01 (VB, ANS und LAK der Globaldotation) 1 1      

XX 01 02 02 (VB, ÖB, ANS, LAK und JSD in den 
Delegationen) 

       

XX 01 04 jj 20 

 

- am Sitz 

 
       

- in den Delegationen         

XX 01 05 02 (VB, ANS und LAK der indirekten 
Forschung) 

       

10 01 05 02 (VB, ANS und LAK der direkten 
Forschung) 

       

Sonstige Haushaltslinien (bitte angeben)        

INSGESAMT 3 3 2 2    

GD BUDG steht für den jeweiligen Politikbereich bzw. Haushaltstitel. 

Der Personalbedarf wird durch der Verwaltung der Maßnahme zugeordnetes Personal der GD oder GD-interne 
Personalumschichtung gedeckt. Hinzu kommen etwaige zusätzliche Mittel, die der für die Verwaltung der 
Maßnahme zuständigen GD nach Maßgabe der verfügbaren Mittel im Rahmen der jährlichen Mittelzuweisung 
zugeteilt werden. 

Beschreibung der auszuführenden Aufgaben: 

Beamte und Zeitbedienstete Ausgabe von Wertpapieren auf den Kapitalmärkten (Marktanalyse, Prospekt, 
Registrierung, Beziehungen zu Anlegern), Verwaltung der Erlöse, Auszahlungen und 
Erstattungen 

Externes Personal  

                                                 
19 VB = Vertragsbedienstete, ÖB = örtliche Bedienstete, ANS = abgeordnete nationale Sachverständige, 

LAK = Leiharbeitskräfte, JSD = junge Sachverständige in Delegationen.  
20 Teilobergrenze für aus operativen Mitteln finanziertes externes Personal (vormalige BA-Linien). 
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3.2.4. Vereinbarkeit mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen  

– X  Der Vorschlag/Die Initiative ist mit dem derzeitigen Mehrjährigen 
Finanzrahmen vereinbar. 

–  Der Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Neuprogrammierung der 
betreffenden Rubrik des Mehrjährigen Finanzrahmens. 

Bitte erläutern Sie die erforderliche Neuprogrammierung unter Angabe der betreffenden 
Haushaltslinien und der entsprechenden Beträge. 

[…] 

–  Der Vorschlag/Die Initiative erfordert eine Inanspruchnahme des 
Flexibilitätsinstruments oder eine Änderung des mehrjährigen Finanzrahmens. 

Bitte erläutern Sie den Bedarf unter Angabe der betreffenden Rubriken und Haushaltslinien sowie der 
entsprechenden Beträge. 

[…] 

3.2.5. Finanzierungsbeteiligung Dritter  

– Der Vorschlag/Die Initiative sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.  

– Der Vorschlag/Die Initiative sieht folgende Kofinanzierung vor: 

Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

 
Jahr 
N 

Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden 
Auswirkungen (siehe 1.6.) bitte 

weitere Spalten einfügen. 
Insgesamt 

Kofinanzierende 
Einrichtung          

Kofinanzierung 
INSGESAMT  
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3.3. Geschätzte Auswirkungen auf die Einnahmen  

– X  Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich nicht auf die Einnahmen aus. 

–  Der Vorschlag/Die Initiative wirkt sich auf die Einnahmen aus, und zwar: 

–  auf die Eigenmittel  

–  auf die sonstigen Einnahmen  

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen) 

Einnahmenlinie: 

Für das 
laufende 

Haushaltsjahr 
zur Verfügung 

stehende 
Mittel 

Auswirkungen des Vorschlags/der Initiative21 

Jahr 
N 

Jahr 
N+1 

Jahr 
N+2 

Jahr 
N+3 

Bei länger andauernden Auswirkungen 
(siehe 1.6.) bitte weitere Spalten 

einfügen. 

Artikel ….         

Bitte geben Sie für die sonstigen zweckgebundenen Einnahmen die betreffende(n) Ausgabenlinie(n) 
im Haushaltsplan an. 

[…] 
Bitte geben Sie an, wie die Auswirkungen auf die Einnahmen berechnet werden. 

[…] 

                                                 
21 Bei den traditionellen Eigenmitteln (Zölle, Zuckerabgaben) sind die Beträge netto, d. h. abzüglich 25 % 

für Erhebungskosten, anzugeben. 
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